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Trauer um gefallene deutsche Soldaten

In der vergangenen Woche sind bei einem An-
schlag von regierungsfeindlichen Kräften vier
deutsche Soldaten getötet und fünf weitere ver-
wundet worden. Erst am Karfreitag waren drei
deutsche Soldaten bei einem Gefecht im Raum
Kundus gefallen.

Unser tiefes Mitgefühl gilt den Angehörigen und
Freunden der getöteten und verwundeten Solda-
ten. Der Tod unserer Soldaten erfüllt uns mit
großer Trauer. Die Gefallenen waren im Rah-
men der Operation TOAHID II im Einsatz, um
strategisch wichtige Brücken zu sichern.

Die Aufgabe unserer Soldaten in Afghanistan ist
es, die afghanische Regierung bei der Herstel-
lung von Sicherheit zu unterstützen. Nur wenn
wir ein Mindestmaß an Stabilität erreichen, kann
verhindert werden, dass Afghanistan erneut zur
Ausgangsbasis für global operierende Terroris-
ten wird.

Auf diesen Zusammenhang müssen wir auch
jetzt wieder hinweisen und deutlich machen,
dass die Soldatinnen und Soldaten ihren Dienst
für unsere Sicherheit leisten.

Der Deutsche Bundestag hat das Mandat für den
Einsatz immer mit einer breiten parlamentari-
schen Mehrheit verabschiedet – zuletzt im Ja-
nuar dieses Jahres. Dieser breite parlamentari-
sche Konsens ist eine wichtige Voraussetzung
dafür, dass unsere Soldaten ihren Dienst mit der
notwendigen Unterstützung aus Deutschland
leisten können.

Aus diesem Grund ist es auch jetzt wichtig, ver-
antwortungsvoll über diesen Einsatz zu diskutie-
ren. Am Donnerstag werden wir dazu im An-
schluss an die Regierungserklärung von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel Gelegenheit haben.

In Trauer mit Polen verbunden

Mit einem Staatsakt sind der polnische Präsi-
dent Lech Kaczyński und seine Ehefrau Maria 
Kaczyńska am Sonntag auf der Wawel-Burg in 
Krakau beigesetzt worden.

An der Trauerfeier in Krakau nahmen für
Deutschland Bundespräsident Horst Köhler und
Außenminister Guido Westerwelle teil. Der Tod
zahlreicher führender Repräsentanten unseres
östlichen Nachbarn ist eine nationale Tragödie.

Wir können den Schmerz der Polen nachvollzie-
hen und fühlen uns in Trauer mit unseren Nach-
barn und Freunden verbunden.

Bei dem Absturz sind auch Freunde und Partner,
mit denen wir über unsere Schwesterparteien
politisch zusammengearbeitet haben, ums Leben
gekommen.

Wir trauern mit dem polnischen Volk und mit
den Angehörigen der Opfer. In den kommenden
Wochen wird Polen den Weg zurück in die
Normalität suchen. Auch diesen Weg wollen wir
mit Anteilnahme begleiten.

Die Koalition handelt

Mit dem Beschäftigungschancengesetz setzen
wir unseren erfolgreichen Weg aus der Krise
fort.

Union und FDP sind der Finanz- und Wirt-
schaftskrise in den ersten Monaten der neuen
Wahlperiode mit einem Maßnahmenbündel ent-
schlossen entgegen getreten.

Die von uns angepasste Kurzarbeitergeldrege-
lung und eine flexiblere Tarifvertragsgestaltung
haben es den Unternehmen erlaubt, ihre Arbeit-
nehmer auch in der Krise weiter zu beschäftigen.
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Der Arbeitsmarkt zeigt sich deshalb außeror-
dentlich robust

In ihrer Frühjahrsprognose rechnen die Wirt-
schaftsforschungsinstitute damit, dass die Ar-
beitslosenquote im Jahresdurchschnitt auf 8,1%
in 2010 und 7,9% in 2011 sinken wird.

Unseren erfolgreichen Weg setzen wir nun mit
dem Beschäftigungschancengesetz fort: Die
bestehende Sonderregelung zur Förderung der
Kurzarbeit wird bis März 2012 verlängert und
den Unternehmen damit Planungssicherheit ge-
geben.

Darüber hinaus verlängern wir auch die Sonder-
regelung, dass Kurzarbeitergeld für Zeitarbeit-
nehmer unter den gleichen Voraussetzungen wie
für andere Arbeitnehmer möglich ist.

Im Jahresdurchschnitt erwarten die Wirtschaft-
sforschungsinstitute für 2010 aufgrund der Bele-
bung der Exportnachfrage ein wirtschaftliches
Wachstum von 1,5%. Für 2011 sagen sie ein
Wachstum von 1,4% voraus.

Jedoch bestehen auch bei diesen Prognosen noch
erhebliche Risiken für die Konjunktur im welt-
wirtschaftlichen Umfeld und im Bankenbereich.

Anders ist die Lage bei den öffentlichen Haus-
halten. Hier erwarten die Institute für dieses und
nächstes Jahr einen Anstieg der Defizite auf
4,9% bzw. 4,2%, unter Berücksichtigung erster
möglicher Konsolidierungsmaßnahmen im
Haushalt 2011.

Die Einhaltung der im Grundgesetz verankerten
Schuldenbremse verlangt nämlich ab dem Jahr
2011 eine jährliche zusätzliche Konsolidierung
des strukturellen Defizits um rund 10 Mrd. € bis
zum Jahr 2016.

Die Institute plädieren für eine ausgabenseitige
Konsolidierung. Unterstützung leisten die Insti-
tute für die Entscheidung der Bundesregierung
und des Europäischen Rates, im Falle Griechen-
lands den Internationalen Währungsfonds in die
möglicherweise erforderlichen Unterstützungs-
maßnahmen einzubinden.

Über mögliche bilaterale Hilfen für Griechen-
land im europäischen Rahmen muss aber geson-
dert entschieden werden.

Nachfrage nach Produkten „Made in Germa-
ny“ steigt

Die deutschen Exporte haben im Februar 2010
überraschend deutlich zugelegt: Die Ausfuhren
wuchsen im Vergleich zum Vorjahr um 9,6%.
Insgesamt wurden im Februar Waren im Wert
von 70 Mrd. € exportiert. Kalender- und saison-
bereinigt nahmen die Ausfuhren damit gegenü-
ber dem Januar um 5,1% zu.

Die Außenhandelsbilanz schloss im Februar mit
einem Überschuss von 12,6 Mrd. € ab. Im Feb-
ruar des Vorjahres hatte der Saldo noch 8,9 Mrd.
€ betragen.

(Quelle: Statistisches Bundesamt)

Aufwendungen für Arzneimittel steigen stär-
ker als Gesundheitsausgaben

In Deutschland betrugen die Gesamtausgaben
für Gesundheit im Jahr 2008 insgesamt 263,2
Mrd. €. Gegenüber dem Vorjahr stiegen sie da-
mit um 9,9 Mrd. € oder +3,9%. Für Arzneimittel
wurden im Jahr 2008 von allen Ausgabenträgern
gut 43,2 Mrd. € ausgegeben (+1,6 Mrd. €;
+3,7%).

Dabei wurden die stark über-durchschnittlichen
Ausgabenanstiege für Arzneimittel der gesetzli-
chen und privaten Krankenversicherung von
einem Rückgang der Zahlungen der privaten
Haushalte, z.B. im Bereich der Selbstmedikati-
on, abgeschwächt.

Betrachtet man die Entwicklung über einen län-
geren Zeitraum (2000-2008), so wird deutlich,
dass die Aufwendungen aller Ausgabenträger für
Arzneimittel mit einem durchschnittlichen jähr-
lichen Anstieg von +4% deutlich stärker als die
gesamten Gesundheitsausgaben (+2,7%) wach-
sen.

Bei sich eher konstant entwickelnden Preisen
und rückläufigen Mengen wird der Ausgaben-
anstieg für Arzneimittel insbesondere durch die
sogenannte Strukturkomponente (hier: Substitu-
tion eines Medikamentes durch ein indikations-
gleiches, jedoch neueres und aufgrund des Pa-
tentschutzes meist teureres Arzneimittel) anget-
rieben.

(Quelle: Statistisches Bundesamt und GKV-
Arzneimittelindex).


